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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 18/2015, 18/3031 

Gesetz zur Änderung wahlrechtlicher Vorschriften 

§ 1 
Änderung  

des Landeswahlgesetzes 

Das Landeswahlgesetz (LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Juli 2002 (GVBl. S. 277, 620, BayRS 111-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 2 
Ausschluss vom Stimmrecht 

Ausgeschlossen vom Stimmrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Stimm-
recht nicht besitzt.“ 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Eine Ausübung des Stimmrechts durch einen Vertreter anstelle der stimm-
berechtigten Person ist unzulässig.“ 

b) Folgender Abs. 5 wird angefügt: 

„(5) 1Eine stimmberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen 
einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert ist, kann sich hierzu 
der Hilfe einer anderen Person bedienen. 2Die Hilfeleistung ist auf technische 
Hilfe bei der Kundgabe einer von der stimmberechtigten Person selbst getroffe-
nen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. 3Unzulässig ist eine Hilfe-
leistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung der stimmberechtigten Person ersetzt oder 
verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht.“ 

3. Art. 13 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) 1Die nach Art. 3 Abs. 5 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unbe-
rührt. 2Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfeleistung von der Abstimmung einer anderen Person erhalten hat.“ 
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§ 2 
Änderung  

der Landeswahlordnung 

Die Landeswahlordnung (LWO) vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 62, BayRS  
111-1-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 7 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „und eine 
Ausübung des Stimmrechts durch einen Vertreter anstelle der stimmberechtigten 
Person unzulässig ist“ eingefügt. 

2. § 39 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 5 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „und eine Ausübung des 
Stimmrechts durch einen Vertreter anstelle der stimmberechtigten Person un-
zulässig ist“ eingefügt. 

b) Nach Nr. 5 wird folgende Nr. 6 eingefügt: 

„6. dass eine stimmberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen 
einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert ist, sich zur 
Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen kann, die Hilfeleis-
tung auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der stimmberechtigten 
Person selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt 
und eine Hilfeleistung unzulässig ist, die unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der 
stimmberechtigten Person ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessen-
konflikt der Hilfsperson besteht,“. 

c) Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 7 und wie folgt geändert: 

Die Angabe „und 3“ wird gestrichen, die Wörter „des Strafgesetzbuchs“ werden 
die Angabe „StGB“ ersetzt und es werden die Wörter „oder eine solche Tat ver-
sucht“ durch die Wörter „ ,und dass unbefugt auch wählt, wer im Rahmen zu-
lässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung der stimmberechtigten Per-
son oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung der stimmberechtigten Per-
son eine Stimme abgibt, sowie dass nach § 107a Abs. 3 StGB auch der Versuch 
strafbar ist“ ersetzt. 

3. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „wegen einer körperlichen Behinderung ei-
ner Hilfe bei der Stimmabgabe bedarf“ durch die Wörter „wegen einer Behinde-
rung gehindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder selbst in die 
Wahlurne zu legen“ ersetzt. 

b) Die Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) 1Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von 
der stimmberechtigten Person selbst getroffenen Wahlentscheidung be-
schränkt. 2Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der 
stimmberechtigten Person ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkon-
flikt der Hilfsperson besteht. 

(3) 1Die Hilfsperson darf gemeinsam mit dem Wähler die Wahlkabine auf-
suchen, soweit das zur Hilfeleistung erforderlich ist. 2Die Hilfsperson ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der 
Wahl eines anderen erlangt hat.“ 

4. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 7 werden die Wörter „Behinderte Stimmberechtigte“ durch die Wörter 
„Stimmberechtigte mit Behinderungen“ ersetzt. 

b) Nach Nr. 9 wird folgende Nr. 10 eingefügt: 

„10. Eine stimmberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer 
Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert ist, kann sich zur 
Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfsperson 
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muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf techni-
sche Hilfe bei der Kundgabe einer von der stimmberechtigten Person selbst 
getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist 
eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der stimmberechtigten 
Person ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfs-
person besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse ver-
pflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person 
erlangt hat.“ 

c) Die bisherige Nr. 10 wird Nr. 11. 

5. In Anlage 3 wird die Fußnote 2 wie folgt gefasst: 

„2 Stimmberechtigte, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung ge-
hindert sind, den Stimmzettel zu kennzeichnen, können sich der Hilfe einer an-
deren Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kund-
gabe einer von der stimmberechtigten Person selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter miss-
bräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Ent-
scheidung der stimmberechtigten Person ersetzt oder verändert oder wenn ein 
Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson muss das 16. Lebens-
jahr vollendet haben. Sie hat die „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ zu 
unterzeichnen. Außerdem ist die Hilfsperson zur Geheimhaltung der Kenntnisse 
verpflichtet, die sie durch die Hilfeleistung erlangt hat. Auf die Strafbarkeit einer 
im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung der stimmbe-
rechtigten Person oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung der stimmbe-
rechtigten Person erfolgten Stimmabgabe wird hingewiesen.“ 

6. In Anlage 15 wird Nr. 7 wie folgt gefasst: 

„7. Jede stimmberechtigte Person kann ihr Stimmrecht nur einmal und nur persön-
lich ausüben. Eine Ausübung des Stimmrechts durch einen Vertreter anstelle 
der stimmberechtigten Person ist unzulässig (Art. 3 Abs. 4 LWG). 

Eine stimmberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Be-
hinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer von der stimmberechtigten Person selbst getroffenen und ge-
äußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die 
unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbil-
dung oder Entscheidung der stimmberechtigten Person ersetzt oder verändert 
oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (Art. 3 Abs. 5 LWG). 

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt 
oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz 
entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Ver-
such ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 StGB).“ 

 

§ 3 
Änderung  

des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes 

Das Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz (GLKrWG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7. November 2006 (GVBl. S. 834, BayRS 2021-1/2-I), das zuletzt durch 
§ 1 Abs. 46 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
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1. Art. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 2 
Ausschluss vom Wahlrecht 

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge deutschen Richterspruchs das 
Wahlrecht nicht besitzt.“ 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlbe-
rechtigten ist unzulässig.“ 

b) Folgender Abs. 5 wird angefügt: 

„(5) 1Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Be-
hinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 2Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei 
der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. 3Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter 
missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung 
oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein 
Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht.“ 

3. Art. 18 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) 1Die nach Art. 3 Abs. 5 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt un-
berührt. 2Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die 
sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.“ 

 

§ 4 
Änderung  

der Gemeinde- und Landkreiswahlordnung 

Die Gemeinde- und Landkreiswahlordnung (GLKrWO) vom 7. November 2006 
(GVBl. S. 852, BayRS 2021-1/2-1-I), die zuletzt durch Verordnung vom 1. März 2019 
(GVBl. S. 62) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 53 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 6 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „und eine Ausübung des 
Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten unzulässig ist“ 
eingefügt. 

b) Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 6a eingefügt: 

„6a. dass ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Be-
hinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, sich zur Stimmab-
gabe der Hilfe einer anderen Person bedienen kann, die Hilfeleistung auf 
technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst ge-
troffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt und eine Hilfeleis-
tung unzulässig ist, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten 
ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson be-
steht,“ 

c) In Nr. 7 wird die Angabe „und 3“ gestrichen, die Wörter „des Strafgesetzbuchs“ 
werden durch die Angabe „StGB“ ersetzt und es werden die Wörter „und dass 
der Versuch strafbar ist“ durch die Wörter „und dass unbefugt auch wählt, wer 
im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlbe-
rechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten 
eine Stimme abgibt, sowie dass nach § 107a Abs. 3 StGB auch der Versuch 
strafbar ist“ ersetzt. 
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2. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „körperlichen“ gestrichen. 

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 1Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen Wahlentscheidung beschränkt. 2Unzuläs-
sig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten er-
setzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht.“ 

c) Die Abs. 2 und 3 werden durch folgenden Abs. 3 ersetzt: 

„(3) 1Die Hilfsperson darf gemeinsam mit der abstimmenden Person die 
Wahlkabine aufsuchen, soweit das zur Hilfeleistung erforderlich ist. 2Die Hilfs-
person ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfe-
leistung von der Wahl eines anderen erlangt hat.“ 

3. Dem § 69 Abs. 3 werden folgende Sätze 3 bis 5 angefügt: 

„3Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberech-
tigten selbst getroffenen Wahlentscheidung beschränkt. 4Unzulässig ist eine Hilfe-
leistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Wil-
lensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder 
wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. 5Die Hilfsperson ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl 
eines anderen erlangt hat.“ 

4. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. Wer den Antrag für einen Anderen stellt, muss durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Kann eine wahl-
berechtigte Person infolge einer Behinderung weder den Wahlschein selbst 
beantragen noch einem Dritten eine Vollmacht erteilen, darf sie sich der 
Unterstützung einer Person ihres Vertrauens bedienen. Diese hat unter An-
gabe ihrer Personalien glaubhaft zu machen, dass die Antragstellung dem 
Willen der wahlberechtigten Person entspricht.“ 

b) Nach Nr. 11 wird folgende Nr. 12 eingefügt: 

„12. Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behin-
derung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimm-
abgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfsperson muss das 
16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe 
bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und ge-
äußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, 
die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Wil-
lensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verän-
dert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsper-
son ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfe-
leistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.“ 

c) Die bisherige Nr. 12 wird Nr. 13. 

5. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach den Wörtern „als Hilfsperson“ wird das Fußnotenzeichen „1“ eingefügt. 

b) Die Wörter „Einer Hilfsperson darf sich bei der Stimmabgabe nur bedienen, wer 
des Lesens unkundig ist oder wegen einer körperlichen Behinderung einer Hilfe 
bei der Stimmabgabe bedarf. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollen-
det haben. Sie unterzeichnet auch die Versicherung an Eides statt zur Briefwahl. 
Außerdem muss die Hilfsperson geheim halten, was sie bei der Hilfestellung 
von der Stimmabgabe erfahren hat.“ werden gestrichen. 
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c) Folgende Fußnote 1 wird vor den Wörtern „Hinweis für die Herstellung des 
Wahlscheins:“ eingefügt: 

„1 Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung gehindert 
sind, den Stimmzettel zu kennzeichnen, können sich der Hilfe einer anderen 
Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe 
einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuch-
licher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Ent-
scheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Inte-
ressenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson muss das 16. Lebens-
jahr vollendet haben. Sie hat die „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ 
zu unterzeichnen. Außerdem ist die Hilfsperson zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie durch die Hilfeleistung erlangt hat. Auf die 
Strafbarkeit einer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlent-
scheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentschei-
dung des Wahlberechtigten erfolgten Stimmabgabe, wird hingewiesen.“ 

6. Anlage 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich 
ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des 
Wahlberechtigten ist unzulässig (Art. 3 Abs. 4 Satz 2 des Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetzes). 

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinde-
rung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei 
der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußer-
ten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbil-
dung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder 
wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (Art. 3 Abs. 5 des Ge-
meinde- und Landkreiswahlgesetzes). 

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbei-
führt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen zulässi-
ger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder 
ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme 
abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 StGB).“ 

b) Nr. 6 wird aufgehoben. 

 

§ 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2019 in Kraft.   

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 


